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Inland

Nkm Neukom A.
Energie Schweiz spürt Aufwind 
Revidierter Positionsbezug für die nächsten fünf Jahre

Das seit 2001 laufende Programm Energie Schweiz hat seine Wirkung im Jahr 2004 verbessert, das Erreichen der Ziele ist allerdings noch nicht gewährleistet. Für die zweite Hälfte der Laufzeit (2006 bis 2010) soll seine Effizienz mit neuen Programmschwerpunkten verstärkt und eine Wirkungssteigerung um ein Viertel erreicht werden.

Nkm. Bern, 1. Juli 
Das Programm Energie Schweiz hat im Jahr 2001 das Konzept Energie 2000 abgelöst; es ist ist vom Bund aus gesehen eines der wenigen Instrumente, mit dem auf die energie- und klimapolitische Entwicklung konkret und direkt Einfluss genommen werden kann. Seine wichtigste Grundlage ist heute das CO2-Gesetz. Energie Schweiz soll dazu beitragen, dessen Hauptziel zu erreichen, nämlich die Reduktion von inländischen CO2-Emissionen um 10 Prozent bis 2010, gemessen am Stand von 1990. In erster Linie soll dies - entsprechend der Tendenz des Gesetzes - durch freiwillige Massnahmen geschehen. Diese werden in Zielvereinbarungen zusammen mit den Partnern (Kantone, Gemeinden usw.) und der Wirtschaft (in erster Linie mit den neuen Energieagenturen) festgelegt. 

Fünf Schwerpunktbereiche 

Eine weitere Zielvorgabe von Energie Schweiz betrifft den effizienten Einsatz von Elektrizität: Der Mehrkonsum soll auf maximal 5 Prozent gegenüber dem Jahr 2000 beschränkt werden. Zusätzlich soll der Anteil der erneuerbaren Energien bis 2010 beim Strom um 500 Millionen Kilowattstunden (KWh) und bei der Wärme um 3 Milliarden KWh grösser werden. In den nächsten fünf Jahren will Energie Schweiz alle seine Aktivitäten und Projekte in fünf Schwerpunktbereiche einbinden: Gebäudemodernisierung, erneuerbare Energien, energieeffiziente Mobilität, Energieeffizienz von Geräten sowie die rationelle Energie- und Abwärmeverwertung in der Wirtschaft.
Im Gebäudebereich herrsche in der Schweiz ein regelrechter Sanierungsstau, erklärte Michael Kaufmann, Programmleiter von Energie Schweiz, an einer Medienkonferenz in Bern. Der Minergie-Standard - bei Neubauten heute fast schon üblich - sei künftig wenn immer möglich auch bei Sanierungen anzuwenden. Die Berücksichtigung energetischer Aspekte bei Gebäudesanierungen müsse zum Standard werden; soweit möglich müsse für einen (restlichen) Energiebedarf auf erneuerbare Energie zurückgegriffen werden. Bei den erneuerbaren Energien müsse die Schweiz darauf bedacht sein, dass sie den Anschluss nicht verliere. 

Biomasse und kleine Wasserkraftwerke 

Energie Schweiz will dazu beitragen, indem es bei Wärme und Strom das Gewicht auf die direkt wirksamsten Technologien legt. Dazu gehören ausdrücklich der Einsatz von Holz und Biomasse. Jedoch sollen auch die Wasserkraftwerke in den Vordergrund gerückt werden, insbesondere durch einen höheren Anteil der Kleinwasserkraftwerke - die Beschränkung auf 1 Megawatt Leistung steht heute zur Diskussion. Bei den Elektro-Haushaltgeräten soll der bisher stets gewachsene Verbrauch gestoppt und bei neu verkauften Motoren der Marktanteil der energetischen Qualitätsklasse F1 auf 20 Prozent gebracht werden. Mit den verschiedenen Branchen sollen Vereinbarungen für restriktive Zulassungen erarbeitet werden.
Bei der rationellen Energienutzung im Wirtschaftsbereich sollen 50 Prozent der CO2-Emissionen aus Brennstoffen von Industrie und Dienstleistungen in Zielvereinbarungen erfasst werden. Unter dem Titel "effiziente Mobilität" wird die Reduktion des CO2-Ausstosses von Neuwagen auf 140 Gramm pro Kilometer angestrebt. Die Zahl der Gasfahrzeuge soll bis 2010 auf 30 000 und jene der Hybridfahrzeuge auf 20 000 gesteigert werden. Ab 2008 sollen alle Neulenker die wichtigsten Elemente der benzinsparenden Fahrweise "Eco-Drive" kennen.
Die Resultate der Wirkungsanalyse von Energie Schweiz für das Jahr 2004 sind soeben an einer Strategiekonferenz des Programms vorgestellt worden. Die zusätzlichen energetischen Wirkungen gegenüber dem Vorjahr betrugen 35 Prozent, wie Rolf Iten vom evaluierenden Büro Infras an der Pressekonferenz darlegte. Und auch die ausgelösten Investitionen sind gegenüber dem Vorjahr um 31 Prozent oder rund 185 Millionen Franken gestiegen. Die zusätzliche Beschäftigungswirkung gegenüber 2003 wurde von der Evaluation auf 25 Prozent berechnet, was zusätzliche 900 Vollzeitstellen bedeutet. Das ist nicht selbstverständlich, denn die verfügbaren Bundesmittel sind von 2003 bis 2005 um 20 Prozent von 55 auf 42,5 Millionen Franken gekürzt worden. 

Im richtigen Umfeld 

Das im Laufe seiner (Vor-)Geschichte stets komplexer und etwas unübersichtlich gewordene Programm Energie Schweiz stösst auf breite Akzeptanz, zumal auch die Energiediskussion wieder einen wichtigeren Platz im politischen Diskurs bekommen hat, wie Walter Steinmann, Direktor des Bundesamtes für Energie (BFE), ausführte. In nächster Zeit seien Weichen zu stellen, damit die Schweiz nicht in einen Versorgungsengpass beim Strom hineinschlittere. Für den Bund habe die Förderung der Energieeffizienz und der erneuerbaren Energien Vorrang. Die von ihm vorgeschlagene Option von Gaskraftwerken sei ein Ausweg, wenn sich dennoch eine "Stromlücke" abzeichne, was allerdings sehr wahrscheinlich sei. Jedenfalls seien die Rahmenbedingungen für ein Programm wie Energie Schweiz gegeben, wozu auch das geplante neue Stromversorgungsgesetz beitrage.
Auch den Kantonen sei es unter dem Dach von Energie Schweiz wohl, sagte der Bündner Regierungsrat Stefan Engler, Präsident der Konferenz der kantonalen Energiedirektoren. Als erfolgreiches Beispiel nannte Engler die mehr als 42 Millionen Franken, welche die Kantone 2004 in energieeffizientes Bauen investiert hätten: Davon seien 14 Millionen Franken von Energie Schweiz gekommen. Besonderes Gefallen findet Engler am Label "Energiestadt", weil dieses für eine nachhaltige Energiepolitik auf Gemeindeebene stehe. Im Übrigen sieht Engler in der energetischen Sanierung von Gebäuden ein besonders geeignetes Tätigkeitsfeld für kantonale Energiepolitik. Das Programm Energie Schweiz habe für die Schweizer Wirtschaft im Energie- und Umweltbereich einen hohen Stellenwert, weil es die Kräfte bündle und die freiwillige Zusammenarbeit zwischen Privatwirtschaft, Bund und Kantonen erheblich verstärke, sagte Lucius Dürr, Direktor des Schweizerischen Versicherungsverbandes. Für die Wirtschaft sei klar, dass die Energiepolitik ein vertretbares Mass an Regulierungen brauche; doch wenn immer möglich seien die Ziele, nicht aber die dahin führenden Wege und Massnahmen vorzuschreiben.
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